Arbeitsvertrag für kurzfristig Beschäftigte

Zwischen  


(Arbeitgeber: Name, Anschrift, Telefonnummer)

und

Herrn / Frau  ____________________________________________
geb.
________________

wohnhaft in  ____________________________________________
Telefon:
________________


als Arbeitnehmer/in

wird folgender Rahmenarbeitsvertrag für kurzfristig Beschäftigte geschlossen:

§ 1  Beginn und Ende des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis ist befristet für die Zeit vom  _______________ bis  _______________.

Es handelt sich um eine Saisonbeschäftigung.

Während dieser Zeit wird der Arbeitnehmer je nach Bedarf an maximal 70 Arbeitstagen beschäftigt. Auch während der Befristung kann das Arbeitsverhältnis schriftlich gekündigt werden. Die ersten sechs Monate gelten als Probezeit. Dort gilt eine Kündigungsfrist von zwei Wochen. Danach gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen. Gegen eine Kündigung kann innerhalb von drei Wochen vor dem zuständigen Arbeitsgericht geklagt werden.
§ 2  Aufgaben

Herr / Frau _________________________ wird als _____________________ beschäftigt. Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer auch eine andere, seinen Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit zu übertragen. 
Arbeitsort ist ___________________.

Die Arbeitsleistung in oben genanntem Betrieb ist auf Weisung in einem anderen Betrieb des Arbeitgebers auch an einem anderen Ort und / oder zu wechselnden Arbeitszeiten, zu erbringen. 

§ 3  Lohn

Der Stundenlohn beträgt


Euro brutto *)
Der Monatslohn beträgt

Euro brutto*)
Der Lohn ist jeweils am dritten Werktag nach Monatsende, spätestens bei Beendigung der Beschäftigung durch Überweisung an den Arbeitnehmer zu zahlen.

§ 4  Arbeitszeit

Die Arbeitszeit beträgt _____ Wochenstunden. Sie soll ___________________ (z.B. montags, samstags, täglich) von _______ bis _______ Uhr ausgeübt werden. Der Arbeitgeber behält sich vor, eine Änderung der Arbeitszeit aus dringenden betrieblichen Gründen vorzunehmen.

Der Arbeitgeber ist befugt, Überstunden innerhalb der gesetzlichen Grenzen anzuordnen.
Der Arbeitgeber gewährt Pausen im Umfang von___________  Minuten pro Arbeitstag. 
Die konkrete Einteilung obliegt dem Arbeitgeber. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Die Ruhezeiten richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, derzeit § 5 Arbeitszeitgesetz bei Volljährigen sowie § 8 Jugendarbeitsschutzgesetz bei Jugendlichen.
§ 5  Urlaub / Krankheit

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Urlaub und Lohnfortzahlung im Krankheitsfall nach den gesetzlichen Bestimmungen / Tarifvertrag / den „Allgemeinen Arbeitsanweisungen“ des Betriebes *)
§ 6  Andere Beschäftigungen

Der Arbeitnehmer versichert, dass er z. Zt. keine andere Beschäftigung ausübt. *)
Der Arbeitnehmer hat den Arbeitgeber darüber informiert, dass er folgende andere Beschäftigungsverhältnisse ausübt bzw. in diesem Kalenderjahr ausgeübt hat: *)
1.
Arbeitgeber: __________________________________________________________


Umfang: ____________________ Befristet: Nein/Ja,   vom - bis*) _________________

2.
Arbeitgeber: ___________________________________________________________


Umfang: ____________________ Befristet: Nein/Ja,   vom - bis*) _________________

§ 7  Besteuerung

Anfallende Lohnsteuer 

(
 ist nach individuellen Lohnsteuermerkmalen zu versteuern und abzurechnen *)
(
wird pauschal versteuert. *)
Die pauschale Lohnsteuer trägt der Arbeitgeber / Arbeitnehmer. *) Die pauschale Lohnsteuer von 25 % (zzgl. Solidaritätszuschlag und evtl. Kirchensteuer) bei kurzfristiger Beschäftigung setzt voraus, dass 

1. die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt,

2. der maximale Verdienst liegt durchschnittlich bei 120 Euro pro Tag
3. der Stundenlohn höchstens 15,00 Euro beträgt.

4. nur gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt wird.

Der Arbeitnehmer erklärt, dass er diese Aushilfstätigkeit nicht berufsmäßig ausübt.

Ich bin zur Zeit: Rentner / Schüler / Student / arbeitslos / Sozialhilfeempfänger / Hausfrau, -mann / Sonstiges: ___________________. *)
§ 8  Haftungsvereinbarung

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dem Arbeitgeber Änderungen, die Auswirkungen auf dieses Vertragsverhältnis haben können, insbesondere Änderungen im Sinne des § 6 dieses Vertrages, umgehend schriftlich mitzuteilen. Sind die Angaben des Arbeitnehmers unrichtig oder unterlässt er es, den Arbeitgeber über Veränderungen zu unterrichten und kommt es infolgedessen zu einer Heranziehung des Arbeitgebers zu Sozialversicherungsbeiträgen und / oder der Lohnsteuer, so trägt der Arbeitnehmer die hierdurch entstandenen Aufwendungen bzw. den Schaden des Arbeitgebers.

§ 9  Sonstiges

Der Arbeitnehmer hat bei Arbeitsantritt alle Arbeitspapiere einschließlich Gesundheitszeugnis, Urlaubsbescheinigungen des Vorbetriebs sowie eine evtl. erforderliche Arbeitserlaubnis beim Arbeitgeber abzugeben. 

Soweit kein Gesundheitszeugnis vorgelegt wird, verpflichtet sich der Arbeitnehmer vor erstmaliger Arbeitsaufnahme dem Arbeitgeber eine nicht mehr als drei Monate alte Bescheinigung nach § 43 Infektionsschutzgesetz über eine Belehrung durch das Gesundheitsamt oder eines vom Gesundheitsamt beauftragten Arztes nachzuweisen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, im Fall des Auftretens der in der Belehrung genannten gesundheitlichen Beschwerden bzw. festgestellten Infektionskrankheiten dies unverzüglich dem Arbeitgeber zu melden. Im Unterlassungsfall macht sich der Arbeitnehmer unter Umständen schadensersatz- und regresspflichtig.

Ansonsten gelten die gesetzlichen Vorschriften. Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.

§ 10 Anwendung sonstiger Regelung

Auf das Arbeitsverhältnis finden folgende Tarifverträge*/Betriebsvereinbarungen* Anwendung 
oder (Auf das Arbeitsverhältnis finden keine Tarifverträge/Betriebsvereinbarungen Anwendung)*. 

§11  Zusätzliche Vereinbarung

(Z. B. Zuschläge für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit, Fahrtkostenerstattung, etc.)

____________________________________________________________________________
___________________________________________________________________________
____________________________________________________________________________
_____________________________________

(Ort, Datum)

_____________________________________
____________________________

(Stempel und Unterschrift des Arbeitgebers)
(Unterschrift des Arbeitnehmers)
Information des Arbeitgebers:

Wir weisen Sie im Rahmen unserer gesetzlichen Pflicht aus § 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz darauf hin, dass Sie bei Ihrer Tätigkeit im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe verpflichtet sind, stets Ihre Ausweispapiere (Personalausweis, Pass, Passersatz bzw. Ausweisersatz) mitzuführen und den Behörden der Zollverwaltung auf Verlangen vorzuzeigen. Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass ein Verstoß gegen die Mitführungspflicht eine Ordnungswidrigkeit darstellt, die mit einem Bußgeld von bis zu 5.000 € geahndet werden kann.

Belehrung wurde gelesen und verstanden.

______________________
________________________


Ort, Datum
Arbeitnehmer
PAGE  
*)  Zutreffendes ankreuzen, Nichtzutreffendes streichen


